
Landgericht Bertin 

Landgericht Berlin, Littenstraße 12-17, 10179 Berlin 

80 

Frau 
Birgitta Wehner 

Schliemanhstraße 31 
10437 Berlin 

Ihr Zeichen 

Wehner, B . ./. Dave, T. 

Sehr geehrte Frau Wehner, 

für Rückfragen: 
Telefon: 030 9023-0 

Telefax: 030 9023-2223 
Zimmer: 3118 

Sie erreichen die zuständige Stelle am besten: 
, montags bis freitags 9 Uhr bis 13 Uhr 

Info- und Rechtsantragsstellen zusätzlich· donnerstags 15 Uhr 
bis 18 Uhr 

Hinweis: barrierefreier Zugang: Littenstraße 14 
Telefon: Endz. 1-5 App. 2390, Endz. 6-0 App. 2689 

Bitte bei Antwort angeben 
. Akten-t Geschäftszeichen 

80 0 6/22 

gefertigt am: 25.07.2023 
Datum 

19.07.2023 

bei Durchsicht der Akte ist aufgefallen, dass die erforderliche Zustellung des den PKH~ Antrag 
teilweise zurückweisenden Beschlusses vom 24.05.2023 an Sie persönlich noch nicht erfolgt ist 
(vgl. Zöller/Schultzky, 34. Aufl., § 127 Rnr. 23 ). Dies wird hiermit nachgeholt. 

Der PKH-Beschluss wurde am 13.06.2023 zunächst nur Ihrer jetzigen Prozes·sbevollmächtig-· 
ten zugestellt.. 

Mit freundlichen Grüßen 

Rothenbach 
Richterin am Landgericht 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Berlin, 25.07.2023 

Grothe, JBesch 
Urkundsbeamtin dE,lr Geschäftsstelle 
Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt 
-ohne Unterschrift gültig · 

Informationen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten finden Sie unter https://www.berlin.de/gerichte/landgerichVdas-gerichVdatenschutz/. Auf Anfrage übersenden wir diese 
Informationen auch in Papierform. · · 

Fahrverbindung Hausanschrift 
Littenstraße 12-17 
10179 Bertin 

U-/S-Bhf. Atexanderplatz, Jannowitzbrücke 
U-Bhf. Klosterstraße 

Bankverbindung 
Postbank Berlin, 
Konto der Kosteneinziehungsstelle der Justiz (KEJ), 
!BAN: DE20 1001 0010 0000 3521 08, 

Kommunikation 
Telefon: 
030 9023-0 
Telefax: Bus 148; 257 

Tram 2,3,4,5 und 6 BIC: PBNKDEFF 030 9023-2223 
.(Diese Angaben sind unverbindlich) Bitte Gericht und Aktenzeichen angeben. 



I~ 
· Beglaubigte Abschrift 

Landgericht Berlin 
Az.: 80 0 6/22 

Beschluss 

ln dem Rechtsstreit 

Birgitta Wehner, Schliemannstraße 31, 10437 Berlin 
- Antragstellerin -

gegen 

Trupti Dave, Amberbaumallee 51, 14089 Berlin 
- Antragsgegnerin·- · 

Prozessbeyollmächtigte: 
Rechtsanwälte Groll, G_ross & Steiner, Prar:merstraße 6, 80333 München, Gz.: 165/21 

hat das Landgericht Berlin -Zivilkammer 80- durch die unterzeichnenden Richter am 24.05.2023 · 

beschlossen: 

Auf den Antrag vom 11.05.2022 wird der Antragstellerin ab dem 11.05.2022 Prozesskostenhilfe 

-ohne Ratenzahlung für die erste Instanz bewilligt und zwar hinsichtlich der im Schriftsatz vom 

20.02.2023 gestellten Hilfsanträge Ziff. 111. 1.3., 1.4.1 und 1.4.2 sowie 2. und 3. betreffend die Stu­

fenklage als Pflichtteilsberechtigte. 

Insoweit wird Frau Rechtsanwältin J\ntje Weiser, Potsdamer Str. 50, 14163 ·als Prozessbevoll-. 

mächtigte beigeordnet. 

Im Übrigen wird der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe zurückgewiesen. 
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Gründe 

I. 

Die Antragstellerin persönlich hat mit dem am 11.05.2022 bei Gericht eingegangenen Schrift­

satz die Gewährung von Prozesskostenhilfe wegen der beabsichtigten Klage in einem erbrechtli­

ehen Verfahren beantragt. 

Sie ist neben ihrer Schwester Astrid Wehner-Fieischberger Tochter aus der ersten Ehe des am 

01.12.2020 verstorbenen Erblassers Dr. Herrmann Wolfgang Wehner. Dieser hatte in dem ge­

meinschaftlichen Testament vom 11.08.2019 (Anlage K 2) seine zweite Ehefrau, die Antragsgeg­

nerin, zur Erbin eingesetzt. 

Mit Schreiben vom 18.11.2021 (Anlage K4) forderte die Antragstellerin die Antragsgegnerin unter 

Hinweis auf ihren Pflichtteilsanspruch auf, ihr bis zum 18.12.2021 ein Be·standsverzeichnis uber 

das Vermögen des Antrag$tellers vorzulegen und den ihr zustehenden Pflichtteil auszuzahlen. 

Mit anwaltlichem Schreiben vom 16.12.2021 übersandte der jetzige Prozessbevollmächtigte der 

Antragstellerin ein von der Antragsgegneriri erstelltes Nachlassverzeichnis (BI. 42 I d.A.). Da­

nach gehören nur drei ägyptische Figuren (Nachbildungen) mit einem geschätzten Wert von ca. 

300 € und wertlosem Hausrat, bestehend aus 30 Jahre alten Möbeln zu den Aktiva der Nachlass­

masse. Unter Berücksichtigung der Beerdigungskosten sei der Nachlass überschuldet. Unter Ab­

zug der Beerdigungskosten von 10.122,88 € ergebe sich ein Reinnachlass von - 9822,88 €. Als 
' 

fiktiver Nachlass wurde u.a. die mit Urkunde vom 12.12.2006 vom Erblasser an die Antragsgeg­

nerin übertragene Immobilie Wetzbach 34, 64673 Zwingenberg aufgeführt. Die Übertragung sei 

zum Ausgleich für geleistete Mitarbeit der Antragsgegnerin während der Ehe, als angemessene 

Beteiligung a~ den Früchten des ehelichen Zusammenwirkens, als Ersatz der von der Antrags­

gegnerin erbrachten Zahlungen an den Erblasser in Höhe von 150.000,00 € und unter Vorbehalt 

des Nießbrauchs mit einem Jahreswert von 24.000,00 € erfolgt. Der Wert der Immobilie sei unbe­

kannt und habe im Jahr 1995 810.000,00 € betragen. Zur Ablösung der zum Zeitpunkt der Über~ 

tragung noch auf dieser Immobilie lastendi:m GrundschUlden habe die Antragsgegnerin 

101.232,21 € gezahlt. 
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Bankg~'it:a-en: habe der Erblasser nicht mehr gehabt. Er habe sein Konto im Februar 2012 aufge-

lös( seidem kein eigenes Konto mehr geführt. Die laufenden Kosten des Haushalts seien al-

das Konto der Antragsgegnerin abgewickelt worden. Zum Zeitpunkt der Auflösung ha­

:E cas Konto noch ein Guthaben von 3.182,06 € gehabt, dieses Guthaben sei auf das Konto der 

A'1!~ra9sgegnerin überwiesen worden. 

~~.'eitere Schenkungen seien der Antragsgegnerin nicht bekannt 

Mit Schreiben an die Antragsgegnerin vom 12.01. und 06.02.2022 bat die Antragstellerin um 

Wertermittlung sowie um ein notarielles Nachlassverzeichnis. Dem kam die Antragsgegnerin 

nicht nach. 

Während des PKH-Verfahrens hat die Antragstellerin, die zunächst eine auf den Pflichtteilsan­

spruch gemäß § 2314 BGB gestützten Stufenklage erheben wollte, die beabsichtigten Anträge 

umgestellt. Sie will nunmehr in erster Lif)ie Anfechtungsklage gegen das Testament erheben. 

Die Stufenklage wegen des Pflichtteilsanspruchs erhebt sie nur noch hilfsweise. 

Gemäß ihrem Schreiben vom 20.02.2023 beantragt sie, Prozesskostenhilfe zu bewilligen, we­

gen folgender Anträge:. 

Erbunwürdigkeit 

I. Anträge nach§§ 2018, 2339 ff. BGB und nach 530 ff., 812 ff. BGB: 

1. Es wird beantragt, die Antragsgegnerin kann nicht Erbin bleiben, sie wird für unwürdig er-

klärt, den am 01.12.2021 in Amberbaumallee 51, 14089 Berlin (letzte Anschrift) verstorbenen 

Wolfgang Hermann Wehner.zu beerben. 

2. Es wird beantragt, festzustellen, dass die Antragstellerin und Astrid Wehner-Fieischber-

ger, Brunnerstr. 27, 80804 München, gesetzliche Erben nach dem am 01.12.2020 Wolfgang 

Wehner geworden sind. 

3. Es wird beantragt, die Beklagte verurteilen, nach Rechtskraft des dem Klageantrag zu. 

No. 1. u.nd 2.. stattgebenden Urteils die ihr in der Nachlasssache Dr. Wehner Hermann Wolf­

gang, geboren am 09.10.1939, verstorben am 01.12.2020, letzte Anschrift: Amberbaumallee 51, 

14089 Berlinerteilten Ausfertigungen des.Erbscheins an das NachJassgericht herauszugeben. 
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4. 

den 

Rstt~s;rattdes dem Ktageantrag zu No 1. und 2. stattgeben­

~-:- :S'.if:~onH~ z·" verurteilen ~.;~ ......,.~~~''-''' lü7!;.tO~~V U I ! 

K!;ägerin schriftlich über den Bestand des Nachlasses des 

,a...."S ~e.:t~lassgegenständen gezogene Nutzungen sowie über den Ver-

ce; Ab'Skunft zu erteilen, 

a-: nach Ertei!ung der Auskunft zu No 4.1. noch näher zu bezeichnenden 

2::s:r'a~~$;~ns~kr:id~e oder deren Surrogate Zug um Zug gegen Ersatz 

5 Es ~im beantragt r.ach Rec.,.,tskraft des dem Ktageantrag zu No 1. und 2. stattgeben-

Geschenke und des Erblassers ifVoffgang Hermann Vvehner und den damit verbunde-

6. Es \'11rd beantragt, die Antragsgegnern daneben zu Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunk-

ten überdem jeweiligen Basiszinssatz hieraus seit Rechtsanhängigkeit zu verurteilen, 

7. Es wird beantragt, der Antragsgegnerin die Kosten des Rechtsstreites aufzuerlegen. 

8. Es wird beantragt, gegen den Beklagten im Fall des S 307 ZPO Anerkenntnis- oder Teil-

anerkenntnisurteil ohne mündliche Verhandlung zu erlassen. 

9. Es '.'.ird beantragt, dass die (Teii)Urteile vorläufig vollstreckbar sind. 

Aus gesetzlicher Erbenschaft 

II. Hilfsweise für den Fall dass das Gericht den Antrag zu Ziffer 1., für unbegründet hält, wird im 

Wege der (die gesetzlicheErbenschaft-)Stufenklage beantragt: 

1. Es wird festgestellt, dass der Erblasser Wolfgang Wehner, verstorben am 01.12.2020, 

Testier- und Geschäftsunfähig war. 

2. Es wird beantragt, festzustellen, dass die gesetzlichen Erben, die Antragsgegnerin, die 

Antragstellerin und Astrid Wehner-Fiei~chberger, Brunnerstr. 27, 80804 München, als gesetzli­

che Erben nach dem am 01.12.2020 Wolfgang Wehner, eintreten. 

3. Es· wird beantragt, nach Rechtskraft des dem Klageantrag zu No 1. und 2. stattgeben-

den Urteils die Beklagte im Wege der Stufenklage gegen Miterben auf Auskunft, Rechenschaftsle-



80 0 6/22 - Seite 5 -

3.1. t:S ·~D~~" ~dass \ile: Antragsgegnerin verurteilt wird, der Antragstellerin. als Pflicht­

Geschenke an sie und Dritte erteilt. 

::e- lria:.s"3-?iliE-Sen \"'letzbach 34. in 64673 Zwingenberg eingetragen im Grundbuch 

,r;r Ltegenscliaftsbuch 1569, Blatt 1775, Flur 3, Flurstück Nr. 731, Hof- und Gebäu-

::e:iä!:tre '~~!E~ia'::h 34 durch Vorlage eines Gutachtens eines öffentlich bestellten und vereidigte 

:sar::'~·'~~•e-sar:d~3en rur d§e Bewertung bebauter und unbebauter Grundstücke zu erteilen. 

Es beantragt die .A.ntragsgegnerin zu verurteilen, der Erbengemeinschaft nach dem 

E:7.:i.ES:'Br 1~/oog:ang \Nehr!i€r, bes!ehenc aus dem der Antragstellerin, der Antragsgegnerin und 

't~lehr&er-Aeischbefgeli •. Bn.;;noe:rstr. 27, 80004 München, Auskunft über den Bestand und 

3.4. Hiernach und für den Fall, dass die Auskunft oder/und die Rechenschaftslegung der An-

tragsgegnerin nicht mit der erforderlichen Sorgfalt erteilt worden ist, wird beantragt werden, die 

Antragsgegnerin zu verurteilen,·an Eides statt zu versichern, dass sie die Auskunft nach bes:­

tem Wissen so vollständig erteilt hat, wie sie dazu in der Lage gewesen ist. 

3.5. Nach Erteilung der Auskunft und RechenschaftslegunQ wird beantragt werden, die An-

tragsgegnerin zu verurteilen, an die Erbengemeinschaft nach dem Erblasser Wolfgang Wehner, 

bestehend aus dem der Antragstellerin, der Antragsgegnerin und Astrid Wehner-Fieischberger, 

Brunnerstr. 27, 80804 München, den anderen Mitgliedern der Erbengemeinschaft Mitbesitz einzu­

räumen, einschließlich der nach§§ 2019, 2020.BGB Surrogate und Nutzungen bzw. hieraus ei­

nen noch zu beziffernden Betrag zu zahlen. 

4. Es wird be.antragt, die Antragsgegnern daneben zu Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunk-

ten über dem jeweiligen Basiszinssatz hieraus seit Rechtsanhängigkeit zu verurteilen, 

5. Es·wird beantragt, der Antragsgegnerin die Kosten des Rechtsstreites aufzuerlegen. 

6. Es wird beantragt, gegen den Beklagten im Fall des S 307 ZPO Anerkenntnis- oder Teil-

anerkenntnisurteil ohne mündliche Verhandlung zu erlassen. 

7. Es wird beantragt, dass die (Teii)Urteile vorläufig vollstreckbar sind. 

. . : . 

Pflichtteil, Stufenklage (Auskunft, eidesstattliche Versicherung und Zahlung) gern. S 254 
ZPO 
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I II. Hilfsweise für den Fall, dass das Gericht den Antrag zu Ziffer I. II. für unbegründet hält, wird 

im Wege der (Pflichtteii/Ergänzungsanspruch-)Stufenklage beantragt: 

. Antrag auf Auskunftserteilung; 

1.1 beantragt wird der Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung, die Antragsgeg­

nerin bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Höhe nach in das Ermessen des 

Gerichts gestellten Ordnungsgeldes, ersatzweise ei.ne Ordnungshaft, gem. §§ 935 ff. ZPO we­

gen Dring!tchkeit der Sache ohne mündliche Verhandlung zu verurteilen gem. § 421 ZPO alle 

Kontenauszüge von Konten, Wertanlangen, also auch Spar- und Festgeldkonten, Wertpapiere, 

De;:(;,ls. SchHessfächer des Erblassers vVolfgang Wehnerund der Alleinerbin und Antragsgegne-

c,~: Dave. auch gemeinsame Konten soweit zurück 'N·ie möglich. aber mindestens 10 Jah-

re nach Tod des Erblassers herauszogeben uP..d bei den Banken, gfrs. auch im Ausland anzufor-

L2 beantrag!'Ntrd derEnasseiner v'O!lstreckbaren einstvie&.figen Ve:togunog. die Antrags.geg-

nenn bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Hohe nach in das Ermessen des 

Gerichts gesteltten Ordnungsgeldes, ersatzweise eine Ordnungshaft, gem. §§ 935 ff. ZPO we­

gen Dringlichkeit der Sache ohne mündliche Verhandlung auf Besichtigung des Hausrats in der 

Amberbaumallee 51, 14089 Berlin durch die Antragstellerin gem. S 809 ff BGB zu verurteilen. 

1.3 Die Antragsgegnerin wird verurteilt, ein notarielles Nachlassverzeichnisses vorzulegen, bei 

dessen Aufnahme die Antragstellerin hinzugezogen worden ist. 

1.4 Antrag auf Wertermittlung des Nachlasses gem. SS 242, 231 1, 2314 BGB, 

1 .4.1 Die Antragsgegnerin wird verurteilt, ein Verkehrswertgutachten zum Todestag, dem 

01.12.2020 zu dem Hausanwesen-Wetzbach 34. in 64673 Zwingenberg eingetragen im Grund­

buch von Zwingenberg, Liegenschaftsbuch 1569, Blatt 1775, Flur 3, Flurstück Nr. 731, Hof- und 

Gebäudefläche Wetzbach 34 von einem unparteiischen Sachverständigen einzuholen und dem 

Kläger vorzulegen. Dabei ist auch die Wertermittlung zum Schenkungsvollzug anzugeben und 

die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen herauszugeben. Zudem hat dieses Gutachten den 

Wert der kapitalisierten dem Erblasser im Überlassungsvertrag genannten Rechte der verbliebe­

nen Nutzung zum Zeitpunkt der Eigentumsumschreibung auszuweisen. 

1-.4.2 Die Antragsgegneriri wird verurteilt, den Wert der nach Erteilung der Auskünfte aus dem An­

trag zu 1. die gegebenenfalls sich weiter ergebenden und noch zu benennenden Gegenstände 

des realen und fiktiven Nachlasses zu ermitteln. 

2. Gegebenenfalls, für den Fall, dass das Verzeichnis nicht mit der erforderlichen Sorgfalt er-
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stellt worden sein sollte, wird beantragt, die Beklagte weiter zu verurteilen, an Eides statt zu versi­

chern, dass sie nach bestem Wissen den Bestand so vollständig angegeben hat, als sie dazu 

im Stande war bzw. an Eides statt zu versichern, dass sie ihre in dem notariellen Verzeichnis ge­

machten Angaben so vollständig und richtig gemacht hat, als sie dazu in der Lage war. 

3. Nach A.uskunftserteilung und Wertermittlung wird Zahlung in noch zu bestimmender Hö-

he c1e.s Pff~o'i,tleiJs- und Pflichtteilsergänzungsanspruch verlangt, nebst Zinsen in Höhe von fünf 

:;,'"::Ze"::;:_.,..c,z.:::sn über dem jeweiligen Basiszinssatz hieraus seit dem 18.1 1.21. Da die Antrags;. 

Tod des Erblassers nicht mitteilte, Zinsen für weitere 227 Tage . 

.t.. Es wiro beantragt, der Antragsgegnerin die Kosten des Rechtsstreites aufzuerlegen. 

~ Für Stufe 1. bezüoikh 1. Auskunft. 1.3 notarielles Verzeichnis, 1.4 1 Wertermittlung des 

:es§ 331 Au~. 3 ZPO V .. m. § 276 Abs. i S. 1. Abs. 2 ZPO ein schriftliches Vorverfahren durch­

un,a dua.r ,tv"lti:agsgegrerin eine 2:'1•1ei.\•töchfge Notfrist zu setzen. Nach Ablauf der gesetz­

~en Fr?st ··•t·~ro bereits im schriftlichen Verfahren ein Teilversäumnisurteil beantragt 

6. Es wird beantragt, gegen den Beklagten im Fall des § 307 ZPO Anerkenntnis- oder Teilan-

erkenntnisurteil ohne mündliche Verhandlung zu erlassen. 

7. Es wird beantragt, dass die (Teii)Urteile vorläufig vollstreckbar sind. 

Anträge in Auskunftsverfahren 

Im Eilverfahren: 

5.3 beantragt wird der Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung, die Antragsgeg­

nerin bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Hö~e nach in das Ermessen des 

Gerichts gestellten Ordnungsgeldes, ersatzweise eine Ordnungshaft, gem. SS 935 ff. ZPO we-, . 

genDringlichkeitder Sache ohne mündliche Verhandlung zu verurteilen gem. § 421 ZPO alle 

Kontenauszüge von Konten, Wertanlangen, also auch Spar- und Festgeldkonten, Wertpapiere, 

Depots, Schliessfächer des Erblassers Wolfgang Wehner und der Alleinerbin und Antragsgegne­

rin Trupti Dave, auch gemeinsame Konten soweit zurück wie möglich, aber mindestens 10 Jah­

re nach Tod des Erblassers herauszugeben und bei den Banken, gfls. auch im Ausland anzufor-

·dern. 

5.4 beantragt wird der Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung, die Antragsgeg­

nerin bei Vermeidung der gerichtlichen Festsetzung eines der Höhe nach in das Ermessen des 
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Gerichts gestellten Ordnungsgeldes, ersatzweise eine Ordnungshaft, gem. §§ 935 ff. ZPO we­

gen Dringlichkeit der Sache ohne mündliche Verhandlung auf Besichtigung des Hausrats in der 

Amberbaumallee 51, 14089 Berlin durch die Antragsstellerin gem. § 809 ff BGB zu verurteilen. 

Hinsichtlich der beabsichtigten Anfechtungsklage trägt die Antragstellerin vor, dass sie das Testa­

ment wegen Motivirrtums des· Erblassers gemäß§§ 119, 143, 2078 ff BGB anfechten wolle. 

Der Erblasser hätte die Antragsgegnerin bei Kenntnis der Sachlage nicht als Erbin eingesetzt. 

Die Antragsgegnerin habe dem Erblasser Post nicht weitergeleitet, in der die Antragstellerin ihn 

üb,er eine die mögliche Ursache seiner Krankheit habe informieren wollen. Sie habe herausgefun- · 

den, welche seltene schwerwiegende Erbkrankheit (Ehlers-Danlos-Syndrom) in der Familie des 

Erblassers und auch bei ihm vorliege und ihm dies zweimal per Post mitgeteilt. Eine Antwort ha­

be sie aber nicht erhalten, sodass sie davon ausgehe, dass die Antragsgegnerin den Erblasser 

nicht informiert habe. Damit sei eine fachgerechte medizinische Behandlung des Erblassers ver­

hindert worden. Die Nichtkenntnis sei kausal für das irrtümliche Testieren gewesen, denn der Erb­

lasser sei irrtümlich davon ausgegangen, dass die Antragsgegnerin ihre ehelichen Verpflichtun­

gen einhalten und ihm Beistand in allen Lebenslagen leisten würde. 

Außerdem wolle die Antragstellerin das Testament wegen Erbunwürdigkeit der Antragstellerin ge­

mäß§ 2339 BGB anfechten. An die verstorbene Mutter der Erblasserin seien am 16.11.2010 im 

Rahmen eines Gerichtsprozesses über auf der Immobilie Wetzbach 34 lastende Grundschul­

den 101.232,10 € gezahlt worden. Nach dem Tod der Mutter sei der Betrag ihr und ihrer Schwes­

ter zugefallen. Die Antragsgegnerin behaupte nunmehr, diesen Betrag selbst zur Ablösung der 

Grundschulden gezahlt zu haben, damit er von Pflichtteil und Ergänzungsanspruch wieder abge­

zogen werde. Der Erblasser habe keine Kenntnis von den Verfehlungen der Antragsgegnerin ge'­

habt. Zudem sei der Erblasser derAntragsgegnerin völlig ausgesetzt und von ihr abhängig gewe­

sen, nachdem er sein Vermögen an sie abgegeben und seit Februar 2012 kein Konto mehr ha-

. be. Wie aus der Dürftigkeitseinrede der Antragsgegnerin hervorgehe; sei der einstmals vermö-

. gende Erblasser zum Zeitpunkt seines Todes völlig verarmt gewesen. Es sei der Plan der An­

tragsgegnerin gewesen, sich in den Besitz des gesamten Vermögens zu bringen, ohne dass 

Pflichtteilsansprüche, Ergänzungsansprüche etc. daraus entstehen sollten. Sie habe dadurch in 

. vorsätzlicher sittenwidriger Weise die Antragstellerin aus Habgier um den Pflichtteils/ Ergän-

zungsanspruch betrogen, 

Außerdem sei der Erblasser gemäß § 104 BGB geschäftsunfähig und damit auch testierunfähig 

gewesen. Er se·i seit langer Zeit schwerkrank und damit willensschwach gewesen, sei von der 
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Antragsgegnerin komplett b.eherrscht worden und habe nicht mehr vernünftig handeln können. 

Hinsichtlich der beabsichtigten, hilfsweise geltend gemachten Stufenklage gemäß§ 2314 BGB 

bestreitet die Antragstellerin die Dürftigkeit des Nachlasses. Es sei zu berücksichtigen, dass der 

Antragstellerin die Immobilie Wetzbach 34, 64673 Zwingenberg übertragen worden sei. Dabei ha­

be es sich um eine Schenkung gehandelt, sodass ein Pflichtteilsergänzungsanspruch gemäß 

§ 2325 Abs. 1 BGB bestehe. Auch weitere, in dem Nachlassverzeichnis aufgeführte Positionen 

hält die Antragstellerih für unzutreffend. Im Ergebnis sei der Antragsgegnerin das Grundstück 

übereignet worden, ohne dass sie Beträge von 150.000 € und 101.232,21 € gezahlt und ohne ei­

ne Gegenleistung erbracht zu haben. 

Die Antragsgegnerin hat beantragt, den Antrag auf Bewilligung der PKH zurückzuweisen und er­

hebt gegen die Auskunfts- und Wertermittlungsansprüche die Dürftigkeitseinrede gemäß§ 1990. 

II. 

Der Antrag auf Prozesskostenhilfe hat nur teilweise Erfolg. 

Prozesskostenhilfe istzu gewähren, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aus­

sicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint,§ 114 Abs. 1 S. 1 ZPO. 

Hinreichende Aussicht auf Erfolg bei der im Prozesskostenhilfeverfahren gebotenen summari­

schen Prüfung bietet aber nur die auf § 2314 BGB gestützte Stufenklage wegen des Pflichtteils­

anspruchs der Antragstellerin. Die Prozesskostenhilfe ist grds. für alle Stufen zu bewilligen und 

erstreckt sich auch auf die noch nicht bezifferten Ansprüche. 

Keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat dagegen die auf verschiedene Gründe gestützte An­

fechtungsklage hinsichtlich des Testaments. 
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a) Erbunwürdigkeit der Antragstellerin. 

Gemäß § 2339 BGB ist erbunwürdig, 1. wer den Erblasser vorsätzlich und widerrechtlich getö­

tet oder zu töten versucht oder in einen Zustand versetzt hat, infolge dessen der Erblasser bis 

zu seinem. Tode unfähig war, eine Verfügung von Todes wegen zu errichten oder aufzuheben, 

2.wer den Erolasser vorsätzlich und widerrechtlich verhindert hat, eine Verfügung von Todes we­

gen zu errichten oder aufzuheben, 

3.wer den Erblasser durch arglistige Täu$chung oder widerrechtlich durch Drohung bestimmt 

hat, eine Verfügung von Todes wegen zu errichten oder aufzuheben, 

(wer sich in Ansehung einer Verfügung des Erblassers von Todes wegen einer Straftat nach 

den§§ 267, 27.1 bis 274 des Strafgesetzbuchs schuldig gemacht hat. 

All diese Voraussetzungen sind nicht gegeben. Zur vorsätzlichen Tötung gehören nur die Tatbe-

. stände der§§ 211, 212 StGB (MüKoBGB/Helms, 9. Aufl. 2022; BGB § 2339 Rn. 16) Zur Verwirkli­

chung dieser Tatbestände (Mord und Totschlag) genügt es aber nicht- wie die Antragstellerin 

vermutet- dass die Antragsgegnerin ihre Schreiben vom 19.09.2019 und 12.04.2020 (Anlage K 

42 und 43) nicht an den Erblasser weitergeleitet und so eine fachgerechte medizi~ische Behand­

lung verhindert habe. Zudem ist die Antragsgegnerin dem entgegengetreten und hat vorgetra­

gen, dass der Erblasser die Schreiben erhalten habe und er zudem medizinisch optimal ver­

sorgt gewesen sei. 

Zur Verwirklichung von § 2339 Abs. 1 Nr. 2 BGB muss der Täter den Erblasser in einen Zustand 

versetzt haben, in dem diesem ein Testieren aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht 

mehr möglich war. Dieser Zustand' muss ein dauernder gewesen sein. Das folgt daraus, dass 

es dem Erblasser bis zu seinem Tode nicht möglich gewesen sein darf zu testieren. Welcher 

Art dieser Zustand im Einzelnen war, ist unerheblich. ln Betracht kommen vor allem Siechtum, 

Geisteskrankheit oder körperliche Verstümmelung (vgl. § 226 Abs. 1 Nr. 3 StGB), (MüKoBGB/ 

Helms, 9. Aufl. 2022, BGI3 § 2339 Rn. 18; LG Frankfurt FamRZ 2011, 1177 (1178 f.) = BeckRS 

2010, 28987). 

Auch dafür hat die Antragstellerin nichts Substantiiertes vorgetragen, sondern äußert nur Vermu­

tungen. Soweit sie sich darauf stützt, dass der Erblasser sein Vermögen schon im Jahre 2012 
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und auch in der Folgezeit an die Antragsgegnerin abgegeben habe, spricht im Übrigen gerade 

der lange Zeitraum bis zur Errichtung des Testaments dafür, 9ass die Einsetzung seiner Ehe­

frau als Erbin auf seinem eigenen Willensentschluss beruhte, von dem er seit dem Jahr 2012 

nicht abgewichen ist. Hierfür spricht auch, dass das Verhältnis zu seinen Kindern aus erster 

Ehe offensichtlich zerrüttet war und er nach eigenem Bekunden seine Frau aus zweiter Ehe ver­

sorgt wissen wollte (vgl. die Email der Schwester der An~ragstellerin vom 04.03.2012, Anlage K 

27). 

Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass der Erblasser von der Antragsgegnerin durch arglistige Täu­

schung oder Drohung beeinflusst wurde, das gemeinsame Testament zu errichten, hat die An­

tragstellerin ebenfalls nicht vorgetragen. Ihre Annahme, dass der Erblasser von der Antragsgeg­

nerin beherrscht worden sei und ihr gegenüber so willensschwach gewesen sei, dass er seinen 

eigenen Willen nicht mehr äußern konnte, stützt sich ebenfalls auf allgemeine Vermutungen der 

Antragstellerin, die seit Jahren keinen direkten Kontakt mehr zu dem Erblasser hatte. 

Ob der Antragstellerin ein Pflichtteils/Ergänzungsanspruch zusteht oder nicht, wird anlässlich 

der Erhebung der Stufenklage geklärt werden. 

Da die Voraussetzungen für eine Anfechtung des Testaments wegen Erbunwürdigkeit nicht gege­

ben sind, sind auch die Anträge I. 2. ff nicht erfolgversprechend. 

b) 

Keine hinreichende Aussicht auf Erfolg h.at auch der auf die Testierunfähigkeit des Erblassers ge­

stützte Antrag der Antragstellerin. 

Gemäß§ 2229 Abs. 4 BGB kann ein Testame'nt nicht errichten, wer wegen krankhafter Störung 

der Geistestätigkeit, wegen Geistesschwäche oder wegen Bewusstseinsstörung nicht in der La­

ge ist, die Bedeutung einer von ihm abgegebenen Willenserklärung einzusehen und nach dieser 

Einsicht zu handeln. 

·Unter der Testierfähigkeit ist die Fähigkeit zu verstehen, ein Testament zu errichten, abzuän­

dern oder aufzuheben. Sie setzt nach allgemeiner Meinung die Vorstellung des Testierenden vo 

aus, dass er ein Testament errichtet und welchen Inhalt die darin enthaltenen letztwilligen Verfü 

gungen aufweisen. Er muss in der Lage sein, sich ein klares Urteil zu bilden, welche Tragweite 
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seine Anordnungen haben, insbesondere welche Wirkungen sie auf die persönlichen und wirt­

schaftlichen Verhältnisse der Betroffenen ausüben. Das gilt auch für die Gründe, welche für und 

gegen die sittliche Berechtigung der Anordnungen sprechen. 'Nach seinem so gebildeten Urteil 

muss der Testierende frei von Einflüssen etwa interessierter Dritter handeln können. Da die Stö­

rung der Geistestätigkeit die Ausnahme bildet, ist ein Erblasser solange als testierfähig anzuse­

hen, als nicht die Testierunfähigkeit zur vollen Gewissheit des Gerichts feststeht. Die FeststeL­

lungslast für die Testierunfähigkeit als eine das Erbrecht vernichtende Tatsache hat derjenige zu 

tragen, der sich auf die darauf beruhende Unwirksamkeit beruft. Bei nicht behebbaren Zweifeln 

muss von der Testierfähigkeit ausgegangen werden (OLG Frankfurt a.M., Beschluß vom 

19.02.1997- 20 W 409/94 =NJWE-FER 1998, 15, beck-online). 

Im Zivilprozess hat derjenige, der für eine Anspruchsvoraussetzung beweispflichtig ist, dafür die 

Darlegungs-und Beweislast Wenn die Testierunfähigkeit als anspruchsbegründende Vorausset­

zung behauptet wird, müssen also Tatsachen dargelegt und bewiesen werden, aus denen sich 

ergibt, dass der Erblasser im maßgeblichen Zeitpunkt testierunfähig war. Es gilt auch der Beibrin­

gungsgrundsatz, nach welchem die Be-schaffung des dem Gericht zu unterbreitenden Tatsa­

chenstoffes Sache der Parteien ist und das Gerichtgrundsätzlich nur das von den Parteien vor­

getragene Tatsachenmaterial seiner Entscheidung zugrunde legen darf (MüKa,BGB/Sticherling, 

9. Aufl. 2022, BGB § 2229 Rn. 75). 

Die Darlegungs-und Beweislast für die Testierunfähigkeit hat die Antragstellerin. 

Ihrem Vorbringen· lassen sich aber keine ernsthaften Zweifel an der Testierfähigkeit des Erblas­

sers entnehmen. 

Dass die ~ntragstellerin an einem Ehlers-Damlos-Synrom leidet, lässt bereits nicht zwingend 

den Schluss zu, dass auch der Erblasser daran gelitten hat. Selbst wenn dies der· Fall wäre, wä­

re dies kein hinreichender Anhaltspunkt für eine.krankhafte Störung der Geistestätigkeit oder Geis­

tesschwäche des Erblassers zum Zeitpunkt der Testamentserrichtung. Das Ehlers-Danlos-Syn-, . 

drom ist eine erbliche Kollagenstörung, die durch eine Hypermobilität der Gelenke, eine dermale 

Hyperelastizität und eine ausgedehnte Gewebebrüchigkeit gekennzeichnet ist. Auch der Um-, 

stand, dass bei dem Erblasser Parkinsan diagnostiziert wurde, lässt nicht ohne weiteres auf ei­

ne Testierunfähigkeit des Erblassers schließen, denn dabei handelt es sich um eine Erkran­

kung, die insbesondere die Bewegungsfähigkeit einschränkt. Das von der Schwester der Antrag­

stellerin in der Email vom 05.08.2019 geschilderte Telefonat (Anlage K 54) spricht im Übrigen da­

für, dass der Antragstellertrotz eventueller Sprachstörungen noch die erforderlichen Einsichts­

und Handlungsfähigkeit hatte. Symptome der in jenem Telefonat angesprochenen Chiari-Malfor-
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mation sind Kopfschmerzen und Bewegungsstörungen, nicht aber zwingend erhebliche geistige 

Beeinträchtigungen. 

Wie aus dem am 27.05.2019 (K 22) geschlossenen Kaufvertrag hervorgeht, hat der Erblasser 

außerdem wenige Monate vor der Testamentserrichtung noch an der Beurkundungsverhand­

lung bei Notar Fuchs in Benzhei'm teilgenommen, ohne dass dort Zweifel des Notars an der Ge­

schäftsfähigkeit des Erblassers vermerkt sind. 

Da die Voraussetzungen für eine Anfechtung des Testaments wegenTestierunfähigkeit nicht ge­

geben sind, sind auch die Anträge II. 2. ff.nicht erfolgversprechend. 

c) 

Keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat der auf die Anfechtung des Testaments gemäß 

§ 207.8 BGB wegen eines Motivirrtums gestützte Antrag der Antragstellerin. 

Eine letztwillige Verfügung kann angefochten werden, soweit der Erblasser über den Inhalt sei­

ner. Erklärung im Irrtum war oder eine Erklärung dieses Inhalts überhaupt nicht abgeben wollte 

und anzunehmen ist, dass er die Erklärung bei Kenntnis der Sachlage nicht abgegeben haben 

würde. Das Gleiche gilt, soweit der Erblasser zu der Verfügung durch die irrige Annahme oder 

Erwartung des Eintritts oder Nichteintritts ei.nes Umstands oder widerrechtlich durch Drohung b 

stimmt worden ist (MüKoBGB/Leipold, 9. Aufl. 2022, BGB § 2078). 

Diese Voraussetzungen sind nicht gegeben. 

Beispiele irrtümlicher Vorstellungen sind die Annahme, es bestehe ein bestimmtes Verwandt­

schaftsverhältniszudem Bedac;hten, es werde demnächst eine Ehe geschlossen werden, zwei 

Bedachte seien miteinander verheiratet, eine bedachte Stiftung sei Trägerin eines Heimes, in 

das sich die Erblasserin begeben wollte, ein erzeugtes Kind werde lebend zur Weit kommen, je 

mand werde eine bestimmte Ausbildung erfolgreich durchlaufen, jemand habe treue Dienste ge­

leistet bzw. werde dies in der Zukunft tun, z.B. den Erblasser pflegen und versorgen, insbesond 

re eine erbvertragliche Verpflichtung zur Pflege des Erblassers im Bedarfsfall erfüllen, oder 

auch die Annahme, das Vermögen habe einen bestimmten Wert, ein Vermögensgegenstand 

sei unbelastet, einzelne Abkömmlinge lebten in besseren wirtschaftlichen Verhältnissen als and 

re.· Auch eine abwegige Fehlvorstellung, die nicht zur Testierunfähigkeit führt, weil sie nicht das 
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Ausmaß kran~thensr Wahnideen erreicht, kann einen Motivirrtum nach § 2078 Abs. 2 darstellen 

(MüKoBGBllei~cdd, 9. Aufl. 2022, BGB § 2078 Rn. 27, 28). 

Dass der EIDI:asser zum Zeitpunkt der Testamentserrichtung ähnlich fehlerhafte Vorstellung hat- · 

te, ohne die er das Testament nicht errichtet hätte, hat die Antragstellerin nicht substantiiert und 

nachvollziehbar vorgetragen. Die .Schilderung der Antragstellerin über die Beziehungen inner-

halb der Familie lässt vielmehr darauf schließen, dass es für ihn von wesentlicher Bedeutung 

war, seine Ehefrau zur Erbin einzusetzen. 

d) 

Auch die Anträge zu 111 1. 1. und 111. 1.2 auf Erlass einer vollstreckbaren einstweiligen Verfügung er­

scheinen nicht erfolgversprechend. 

Wie bereits in der Verfügung vom 11.05.2022 mitgeteilt, hat die Rechtsverfolgung keinen Erfolg, 

soweit die Antragstellerin mit den Anträgen 1.1 und 1.2. den Erlass von einstweiligen Verfügun­

gen beantragt hat. Der Auskunftsanspruch kann durch eine einstweilige Verfügung nicht erzwun­

gen werden. 

Außerdem ist der ursprüngliche, der Antragstellerin als Pflichtteilsberechtigter zustehende .Aus­

kunftsanspruch gemäß§ 2314 Abs. 1 S. 1 BGB durch Erfüllung gemäß§ 362 BGB erloschen 

(vgl. OLG Koblenz, Beschluss vom 20. Februar 2009 ~ 2 U 1386/08-, Rn. 16, juris). Die Antrags­

gegnerin hat mit Anwaltsschreiben vom 16.12.2021 Auskunft durch ein privates Nachlassver­

zeichnisses erteilt, indem sie über den Bestand des Nachlasses und die Aktiv -und Passivpos­

ten zur Zeit des Erbfalls Auskunft erteilt hat. Von der Möglichkeit, gemäß§ 2314 Abs. 1 S. 2 

BGB zu verlangen, bei der Aufnahme des privaten Nachlassverzeichnisses zugezogen zu wer­

den, hat die Antragstellerin bei ihrer Aufforderung vom 18.11.2021 keinen Gebrauch gemacht. 

Der im Prozesskosten hilfeverfahren gestellte Antrag Nr. 1 .2. auf Besichtigung des Hausrats am 

letzten Wohnsitz des Antragstellers in Berlin kann deshalb im Nachhinein nicht mehr gestellt wer­

den. 

Keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet auch der zu 1.1. gestellten Antrag, alle Kontoauszü­

ge etc. des Erblassers Wolfgang Wehner und der Antragsgegnerin, auch gemeinsame Konten 

soweit zurück wie möglich, aber mindestens 10 Jahre vor dem Tod des Erblassers herauszuge­

ben und bei den Banken, gfls. auch im Ausland anzufordern. 
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Der Auskunftsarspmch zur Berechnung eines Pflichtteils- oder Pflichtteilsergänzungsan­

spruchs verpiliichtet den Auskunftspfl[chtigen nur darüber Auskunft zu erteilen, welche Aktiva 

und Passiva zum Zeitpunkt des Erbfalls bestanden haben. Ein Anspruch auf Einsichtnahme in al­

le Bankauszüge 10 Jahre vor dem Tod des Erblassers besteht nicht. Der Erbe muss die Bank­

guthaben des Erblassers im Verzeichnis nur offenlegen und die Kontostände zur Zeit des Erb­

falls mitteilen. Seine Angaben muss er aber nicht durch Kontoauszüge belegen, denn eine sol­

che Pflicht ist in§ 2314 BGB gesetzlich nicht geregelt (OLG Koblenz, Beschluss vom 20. Febru­

ar 2009-2 U 1386/08-, Rn. 18, juris; Palandt/Weidlich, BGB, a.a.O. Rnr. 2314 Rnr. 10; ). 

Nach. der Auskunft im Nachlassverzeichnis hat der Erblasser sein Konto im Februar 2012 aufge­

löst. Die laufenden Kosten des Haushalts etc. wurden alleine über das Konto der Antragsgegne­

rin abgewickelt. Zum Zeitpunkt der Auflösung des Kontos hatte dieses ein Guthaben von 

3.182,06 €. Dieses restliche Guthaben wurde auf das Konto der Antragsgegnerin übef\viesen. 

Die Antragstellerin hat damit ihren Auskunftspflichten genügt. 

Ein Anspruch auf Vorlage von Kontoauszügen hinsichtlich der Konten der Antragsgegnerin ist in 

§ 2314 nicht vorgesehen. Dass die Antragsgegnerin ein gemeinsames· Konto mit dem Erblas-. 

sergeführt hat, ergibt sich aus dem Nachlassverzeichnis nicht und lässt sich auch nicht aus 

dem Umstand herleiten, dass die Eheleute in Zugewinngemeinschaft lebten. Bei der Zugewinnge­

meinschaft bleiben die Vermögensmassen der Eheleute getrennt, § 1363 Abs. 2, Satz 1 BGB . 

. e) 

Bei summarischer Prüfung erfolgversprechend erscheint aber der hilfsweise gestellte An-

trag, zu Ziff. 1.3., ein notarielles Nachlassverzeichniss vorzulegen, bei dessen Aufnahme die An­

tragstellerin hinzuzuziehen ist. Der Erbe kann zwar die Vorlage eines notariellen Nachlassver­

zeichnisses grundsätzlich entsprechend § 19.90 'Abs. 1 Satz 1 BGB verweigern, wenn kein Aktiv­

nachlass vorhanden ist, aus dem die Kosten für den Notar entnommen werden können. Den 

Nachweis der Dürftigkeit hat aber der Erbe zu führen (OLG München, Urteil vom 1. Juni 2017-

23 U 3956/16 -, Rn. 29, juris ). Ob dies gelingt, wird an lässlich der Erhebung der Stufenklage zu 

klären sein. 

ln diesem Zusammenhang wird auch auf folgendes hingewiesen: Es ist zwar grundsätzlich Sa­

che des Pflichtteilsberechtigten, im Rahmen des Anspruchs nach BGB § 2325 zu beweisen, 
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/ dass die Überoaguog des Grundstücks unentgeltlich erfolgt ist. Er muss demgemäß beweisen, 

dass der Le~stung des Erblassers keine Gegenleistung gegenübersteht. Eventuellen Beweis­

JChWi,~f)Q~~it@n i~t ~bQr d::Jdurch ~gchnuna :ZU trggon. lÜHH~ ~~ ~UI'I~~~~t QMhe des über die er­

forderlichen Kenntnisse verfügenden Anspruchsgegners ist, die für die Begründung der Gegen­

leistung maßgeblichen Tatsachen im Wege des substantiierten Bestreitens der Unentgeltlichkeit 

vorzutragen (BGH, Urteil vom 17. Januar 1996 ~IV ZR 214/94-, juris). 

Nach derzeitigem SachstC:md erscheinen bei summarischer Prüfung auch die Anträge gemäß 

Ziff. 111. 1.4.1, 1.4.2 sowie 111. 2 und 3. erfolgversprechend. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung kann sofortige Beschwerde (im Folgenden: Beschwerde) eingelegt werden. 

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn der Streitwert der Hauptsache 600 Euro Übersteigt. 

Die Beschwerde ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

oder bei dem 

einzulegen. 

Landgericht Berlin 
Littenstraße 12-17 
10179.Berlin 

Kammergericht 
Eißholzstraße 3d-33 
10781 Berlin 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der Entscheidung, spätestens mit dem Ablauf von fünf Monaten nach der 
. Verkündung der Entscheidung. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle eines der ge­
nannten Gerichte. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die 
Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei einem der oben genannten Gerichte eingeht. 
Eine anwaltliehe Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung sowie die Erklärung enthal­
ten, dass Beschwerde gegen diese Entscheidung eingelegt werde. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. · · 
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RechtstEc-efe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris­
tische ::l·e::soo des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge­
bi/d-ezn Zusammenschlüsse ei:-,gereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
de-r. dass dies aus technischen Gründen yorübergehend nicht möglich ist. ln diesem Fall bleibt die Über­
m~ nach den allgemetnen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er­
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen. 

Elektronische Dc'<umenie mussen 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur derverantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:. 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tUngspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übennittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be­
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite •.vww.justiz.de verwiesen. 

Niemann 

Richterin 

Dreßler 

Richter 

Rothenbach 

Richterin 
am Landgericht am Landgeric.:ht am Landgericht 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Berlin, 25.07.2023 

Grothe, JBesch 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt 
-ohne Unterschrift gültig 




